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Sicherheit gibt es nur mit ei-
nem handlungsfähigen Rechts-
staat. Dafür braucht es nicht 
nur gute Gesetze, sondern 
vor allem genügend Richter, 
Staatsanwälte und Justizvoll-
zugsbedienstete, die für zügige 
Gerichtsverfahren, schnelle 
Urteile und einen erfolgrei-
chen Strafvollzug sorgen. 

Was hat die SPD im 
Landtag gemacht?
Die SPD hat den Personalab-
bau der letzten Jahre nicht nur 
gestoppt, sondern stattdessen 
zusätzliche Stellen in allen Be-
reichen der Justiz geschaffen.

handlungsfähiger 
rechtsstaat

AUSGANGSLAGE 
2014 
Unter Schwarzgelb wurde 
ein massiver Stellenabbau 
in der Justiz betrieben.
Ergebnis dieser verfehlten 
Politik waren überlastete 
Staatsanwaltschaften und 
Gerichte und damit in der 
Folge lange Gerichtsver-
fahren. Die Bediensteten 
fühlten sich durch den 
Stellenabbau überlastet 
und durch schlechte Be-
soldung demotiviert.

Durch vorgezogene NEUEIN-
STELLUNGEN haben wir die 
unausgewogene Altersstruktur 
vor allem in der Richterschaft 
verbessert und der in den 
nächsten Jahren kommenden 
„Ruhestandswelle“ vorgebeugt.

Außerdem haben wir die von 
CDU und FDP abgeschaffte 
SONDERZAHLUNG (Weih-
nachtsgeld) wieder einge-
führt – sie ist jetzt Bestand-
teil des Grundgehalts. 

Neu eingeführt wurden AMTS-
ANWALTSCHAFTEN. Staatsan-
wälte sollen so von einfachen 
Fällen entlastet werden und 
sich auf die Verfolgung schwe-
rer Kriminalität und komplexe 
Fälle konzentrieren können.

Im vergangenen Jahr wurde ein 
JUGENDARRESTVOLLZUGS-
GESETZ verabschiedet, es ist 
Grundlage für einen erziehe-
risch ausgestalteten Vollzug 
des Jugendarrestes. Zudem sind 
die übrigen sächsischen Voll-
zugsgesetze überarbeitet wor-
den, um für mehr Sicherheit in 
den Haftanstalten zu sorgen.

Auch der OPFERSCHUTZ 
wurde gestärkt, beispiels-
weise durch hauptamtliche 
Opferschutzbeauftragte in 
den Polizeidirektionen.

Stellen für Richter und 
Staatsanwälte

Stellen im Justizvollzug Monatliche Grundbesoldung
Justizvollzugsbedienstete (A 7, Stufe 1)
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Das kann sich sehen lassen.

Konkret
�� Stopp des Stellenabbaus und 
Schaffung neuer Stellen

�� Mit vorgezogene 
Neueinstellungen 
über Bedarf haben wir 
die unausgewogene 
Altersstruktur vor allem in 
der sächsischen Richterschaft 
verbessert und der in den 
nächsten Jahren kommenden 
„Ruhestandswelle“ 
vorgebeugt

�� Wiedereinführung der 
Sonderzahlung

�� Stärkung des Opferschutzes 

Parlamentarische INitiativen
Besoldungsanpassung u.a. wegen 
Sonderzahlung, Drs 6/5079; BE HFA 
mit ÄA Koalition: Drs. 6/6394
Antrag Gemeinsam für wirksamen 
Opferschutz in Sachsen 6/13748

Gesetz über den Jugendarrestvoll-
zug im Freistaat Sachsen 6/13475; BE 
VRA mit ÄA der Koalition: 6/16420
6/777 (DHH 2015/16)
6/5550 (DHH 2017/18)
6/13900 (DHH 2019/20)

Eine Information der SPD-Fraktion im Sächsischen  
Landtag zur parlamentarischen Arbeit in der 6. Legislatur.

SPd-Fraktion im Sächsischen Landtag 
Bernhard-von-Lindenau-Platz 1, 01067 Dresden

Fragen und  
Antworten
Warum haben sich die Ver-
fahrensdauern trotz der 
Personalverbesserungen 
nicht überall verkürzt?

Die Entwicklung des Geschäfts-
anfalls in den Gerichtsbarkeiten 
ist sehr unterschiedlich (so gab 
es zum Beispiel einen Zuwachs 
bei den Asylverfahren, wäh-
rend Arbeitsgerichtsverfahren 
eher zurückgingen). Aus dienst-
rechtlichen Gründen ist es nur 
eingeschränkt möglich, Richter 
von einer Gerichtsbarkeit zu 
einer anderen abzuordnen. 
Die Stellenaufstockungen der 
letzten Jahre kamen insbeson-
dere den Staatsanwaltschaf-
ten (von 338 auf 383) und den 
Verwaltungsgerichten (von 76 
auf 117) zugute. Aber auch die 
Sozialgerichte (von 131 auf 148) 
und die Ordentliche Gerichts-
barkeit, also Amts- und Land-
gerichte sowie das Oberlan-
desgericht in Dresden, haben 
profitiert (von 756 auf 785).

Warum brauchen wir im Jus-
tizvollzug mehr Personal?

In den vergangenen Jahren hat 
der Stellenabbau für großen 
Frust bei den ohnehin stark 
belasteten Bediensteten ge-
sorgt, weil die Arbeit mit den 
Gefangenen bereits unter 

guten Bedingungen sehr an-
spruchsvoll ist. Sachsen hat im 
Ländervergleich gute Strafvoll-
zugsgesetze, die großen Wert 
auf Resozialisierung legen. 
Dafür braucht man genügend 
Menschen, die mit den Gefan-
genen arbeiten. Zudem müssen 
die bereits in den Justizvoll-
zugsanstalten arbeitenden 
Bediensteten entlastet und 
die Sicherheit in den Anstal-
ten gewährleistet werden.

Warum sollte man Geld in den 
Justizvollzug investieren?

Resozialisierung kostet Geld, 
ist jedoch ein wesentlicher 
Bestandteil der Haftzeit. Re-
sozialisierung kommt nicht 
nur den Strafgefangenen 
zugute. Auch die Gesellschaft 
profitiert davon, wenn Straf-
täter nach ihrer Haft „sauber 
bleiben“. Mit Wegsperren 
allein ist es nicht getan. 


